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Postulat Mitte-Fraktion.

Die Mitte. EVP.

Verbindliche Standards

far die digitale Verwaltungslandschaft
der Schweiz. Braucht es

einen Digitalisierungsartikel

in der Bundesverfassung?

Postulat groupe du Centre.

Le Centre. PEV.

Définir des normes contraignantes
pour le paysage de I'Administration
numérique suisse. Faut-il inscrire

la numérisation dans la Constitution
fédérale?

CHRONOLOGIE

NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 16.06.23
NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 19.09.23

Prasident (Candinas Martin, Prasident): Die Motion wird von Herrn Fischer bekampft.

Siegenthaler Heinz (M-E, BE): Die Ausgangslage ist sehr klar: Die Digitalisierung ist ein fortschreitendes
Zeichen unserer Zeit. Ich komme aus einer Zeit, da es nur die Fixnet-Telefone gab. Im Hausgang war ein Te-
lefonapparat installiert. Das war die einzige Kommunikationsmaéglichkeit. Von Computern hatte noch niemand
etwas gehoért.

Nun sind wir eine ganze Zeit spater angelangt. Wir treffen in jedem Bereich des taglichen Lebens auf die Digi-
talisierung.

AB 2023 N 1742 / BO 2023 N 1742

Sie kennen den Ausdruck Digital Natives oder Digital Immigrants. Ich gehére zu den Einwanderern in die digi-
tale Zeit. Die heutige Gesellschaft, die Menschen ab Jahrgang 2000, gehéren zu den digitalen Eingeborenen,
sprich: Sie arbeiten nicht mehr so, wie ich denke, namlich in zwei Welten, sondern fir sie ist die digitale Welt
Realitat.

Sie kennen aber auch die Problematik: In der Bundesverwaltung und anderswo stdsst die Digitalisierung noch
auf Widerstande. Es gibt keine klare Linie, wir beklagen uns oft Gber das Silodenken in den Departementen,
in denen man Uber Digitalisierung spricht, aber jedes Departement auf seine Art. Wir von der Mitte-Partei
mdchten hier einen Schritt nach vorne tun und prifen, ob es nicht sinnvoll wére, dieses wichtige Thema in die
Bundesverfassung aufzunehmen; alle wichtigen Thema sind ja in unserer Bundesverfassung verankert.

Dies ist unser Anliegen. Ich bitte Sie, es zu unterstitzen.

Fischer Benjamin (V, ZH): Der Postulant hat natirlich recht: Die Digitalisierung ist ein grosses Thema und
hat sehr vieles veréndert. Das Postulat will nun einen Bericht, der aufzeigt, welches die weiteren Entwick-
lungsschritte des Projekts Digitale Verwaltung Schweiz sind und welche Massnahmen angedacht sind, um
die Verbindlichkeit der Massnahmen bezliglich der gemeinsamen Organisation von Bund und Kantonen zu
steigern. Dabei ist — wir haben es gehért — das Szenario "Schaffung eines Digitalisierungsartikels in der Bun-
desverfassung" mit ersten inhaltlichen Rahmenbedingungen darzustellen. Die bereits bestehende Zusammen-
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arbeitsorganisation Digitale Verwaltung Schweiz kdnne dem Anspruch des héheren Koordinations- und Har-
monisierungsbedarfs im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung mangels Weisungskompetenz heute nicht
ausreichend gerecht werden.

Wir sind mit dem Postulanten einig, dass die Verwaltung beziiglich Digitalisierung im Hintertreffen ist. Aus
staatspolitischen Griinden sehen wir jedoch eine zusétzliche Weisungsbefugnis flir die Digitale Verwaltung
Schweiz als problematisch an und lehnen insbesondere einen allgemeinen Digitalisierungsartikel in der Bun-
desverfassung ab. Digitalisierung ist immer ein Mittel zum Zweck und nicht der Zweck an sich. Die Digita-
lisierung soll helfen, dass der Staat seine Aufgaben effizient erledigen kann. Wir diirfen aber nicht unsere
Staatsordnung der Digitalisierung unterordnen. Die Digitalisierung betrifft viele, in Zukunft wohl alle Politikbe-
reiche. Wir wollen auf keinen Fall die Kompetenzen der Staatsebenen durch die Hintertiire der Digitalisierung
auf die Bundesebene verschieben. Dies wiirde nicht zuletzt gegen das Subsidiaritatsprinzip verstossen.

Der Postulant hat es gesagt: Der Fdderalismus, das Departementalprinzip, diese vertikale und horizontale
Machtteilung, die eben zu den Grundfesten und damit zum Erfolgsrezept der Schweiz gehdren, fihren ir-
gendwie zu diesem Silodenken, das problematisch sein kann; das ist richtig. Dies jedoch Uber einen Digita-
lisierungsartikel zu l16sen, wirde quasi bedeuten, das Pferd von hinten aufzuzaumen. Zudem ist der Bund in
Sachen Digitalisierung schlicht gar nicht so weit, um Standards fir alle Kantone vorschreiben zu kénnen. Der
Bund soll zuerst seine Hausaufgaben auf Bundesebene erledigen, bevor man Uberhaupt Uber einen solchen
Verfassungsartikel nachdenkt, der dann die anderen Staatsebenen verbindlich einbinden will.

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme gesagt, dass die nétigen Abklarungen zu verschiedenen Varianten
ohnehin in Auftrag gegeben werden. Also — dies noch als letztes Argument — ist ein zusatzlicher Bericht auch
gar nicht nétig.

Wir beantragen lhnen, das Postulat nicht anzunehmen.

Bregy Philipp Matthias (M-E, VS): Wir sind gllicklich, dass Sie mit uns in vielen Punkten einiggehen. Ist es
aber nicht gerade so, dass die Bundesverfassung und die Gesetzesartikel die von lhnen angesprochenen
Rahmenbedingungen erst festlegen?

Fischer Benjamin (V, ZH): Ja, das ist tatséchlich so. Aber ich denke, es ist das falsche Vorgehen, diese
Probleme nun Uber das Thema Digitalisierung, das ja eigentlich fast jeden Bereich betrifft, zu I6sen. Man
muss vielmehr die Fragen einzeln klaren. Sonst bewirken wir eine Abschaffung des Subsidiaritatsprinzips im
Fdderalismus durch die Hintertiir der Digitalisierung. Denn die Digitalisierung ist heute ein sehr allgemeiner
Begriff. Man spricht immer davon, und jeder meint dann vielleicht noch etwas anderes damit. Wir sind klar
der Uberzeugung, dass man die einzelnen Bereiche einzeln anschauen muss. Man muss klaren, wo es nétig,
sinnvoll und auch angebracht ist, Standards verbindlich festzulegen, und wo eben nicht. Man muss klaren, wo
man den Kantonen auch weiterhin einen Handlungsspielraum belassen soll.

Keller-Sutter Karin, Bundesratin: Sie haben es bereits gehért: Der Bundesrat ist bereit, das Postulat entgegen-
zunehmen. Im Rahmen der Weiterentwicklung der Organisation Digitale Verwaltung Schweiz (DVS) ist ohnehin
zu prifen, ob die Verbindlichkeit der Massnahmen der gemeinsamen Organisation von Bund und Kantonen zu
steigern ist. Natirlich muss man da auch die verfassungsrechtliche Frage stellen, Herr Fischer, aber es geht
dem Bund sicher nicht darum, Kompetenzen an sich zu reissen — im Gegenteil.

In einem Punkt haben Sie aber recht: Die Digitalisierung, dieser technologische Wandel, kann dazu fihren,
dass es Kompetenzverschiebungen gibt. Das ist aber nicht unser Ziel. Die Arbeiten zur Weiterentwicklung
der DVS haben wir gemeinsam mit den Kantonen begonnen. Gemeinsam mit der KdK wurde bereits ein
Variantenpapier in Bezug auf die Kooperationsform mit den Kantonen erarbeitet, einschliesslich der Variante
einer freiwilligen Kooperation und der Varianten mit verbindlicheren Regeln durch eine zentrale Behérde. Der
Bundesrat wird Ihnen gestitzt auf dieses Variantenpapier Mitte 2024 einen Vorschlag zum weiteren Vorgehen
unterbreiten.

Wir sind also bereit, einen Bericht Uber etwas zu verfassen, das wir ohnehin bereits tun. Sie kénnen mir aber
glauben, dass mir eine Kompetenzverschiebung fernliegt.

Prasident (Candinas Martin, Prasident): Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.

& 21.11.2023 2/3


https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=61978

I._ﬁ_.l AMTLICHES BULLETIN - BULLETIN OFFICIEL

Nationalrat « Herbstsession 2023 « Siebente Sitzung ¢ 19.09.23 » 08h00 + 23.3050
I:'|_|—| Conseil national * Session d’automne 2023 « Septieme séance * 19.09.23 « 08h00 * 23.3050

Abstimmung — Vote

(namentlich — nominatif; 23.3050/27413)

Fir Annahme des Postulates ... 128 Stimmen
Dagegen ... 45 Stimmen

(0 Enthaltungen)

& 21.11.2023 3/3


https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=61978
https://www.parlament.ch/poly/Abstimmung/51/out/vote_51_27413.pdf

	Ergänzung / Complément
	Siegenthaler Heinz
	Fischer Benjamin
	Bregy Philipp Matthias
	Fischer Benjamin
	Keller-Sutter Karin
	Abstimmung / Vote

